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Bonn, den 16. Juli 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Deutschen Wetterdienst 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 208. Sitzung am 10. Juli 1959 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist 
der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Deutschen Wetterdienst 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über den Deutschen Wetterdienst vom 
11. November 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 738) in der 
Fassung des Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes über den Deutschen Wetterdienst vom 
8. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 506) wird wie 
folgt geändert: 

1. Dem § 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Ferner wird mit Wirkung vom 1. Januar 1960 
der Wetterdienst des Saarlandes mit seinen 
nachgeordneten Verwaltungsstellen in die An- 
stalt übergeführt." 

2. In § 5 Abs. 2 Buchstabe a werden die Worte 
„und des Bundeskanzleramtes" durch die 
Worte „ , des Bundesministers für Verteidi- 
gung und des Bundesministers für Atomkern- 
energie und Wasserwirtschaft" ersetzt. 

3. In § 7 Abs. 4 Satz 1, in § 10 Satz 1, 2 und 3 
und in § 18 Satz 1 wird „§ 2" jeweils durch 
„§ 2 Satz 1 und 2" ersetzt. 

4. Dem § 7 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Beamten, Angestellten und Arbeiter 
des Wetterdienstes des Saarlandes treten mit 
dem 1. Januar 1960 in den Dienst des Bundes 
über. Im übrigen finden die §§ 128 bis 133 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 667) Anwendung." 

5. Dem § 10 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Eigentums- und sonstige Vermögensrechte 
des Saarlandes, die am 31. Dezember 1959 
überwiegend für Aufgaben und Zwecke des 
Wetterdienstes des Saarlandes bestimmt sind, 
werden mit Wirkung vom 1. Januar 1960 Ver- 
mögen des Bundes." 

6. In § 16 Abs. 1 Satz 1 entfällt hinter „§ 10" der 
Zusatz „Abs. 1". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Durch das Gesetz über den Deutschen Wetterdienst 
vom 11. November 1952 (BGBl. I S. 738) wurde 
mit Wirkung vom 1. April 1952 die Anstalt 
Deutscher Wetterdienst errichtet. Die bis dahin im 
Bundesgebiet tätigen Wetterdienste (Meteorologi- 
sches Amt für Nordwestdeutschland, Deutscher Wet- 
terdienst in der US-Zone, Wetterdienste des Landes 
Berlin, des Landes Rheinland-Pfalz und der früheren 
Länder Baden und Württemberg-Hohenzollern) wur- 
den unter namentlicher Nennung mit ihrem Per- 
sonal und Vermögen in die Anstalt übergeführt. 
Das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über den 
Deutschen Wetterdienst vom 8. August 1955 (BGBL I 
S. 506) übertrug der Anstalt als zusätzliche Aufgabe 
die Überwachung der Atmosphäre auf radioaktive 
Beimengungen. Beide Gesetze sollen mit dem Ende 
der Übergangszeit (Artikel 3 des Saarvertrages) im 
Saarland eingeführt werden. Sie können dort jedoch 
ohne die in Artikel 1 aufgeführten Ergänzungen 
nicht angewendet werden. 

Aus haushaltswirtschaftlichen Gründen ist allgemein 
für die Übernahme des Vermögens und der Lasten 
auf den Bund der 1. Januar 1960 vorgesehen. Dieser 
Termin muß auch für die Übernahme des Wetter- 
dienstes des Saarlandes gelten. 

Ferner paßt der Entwurf das Gesetz über den Deut- 
schen Wetterdienst an die jetzige Geschäftsvertei- 
lung der Bundesregierung an. 

Der Bund wird mit der Überführung des Wetter- 
dienstes des Saarlandes die notwendige haushalts- 
mäßige Belastung übernehmen. Für Zwecke des 
Wetterdienstes sieht der Haushaltsplan des Saar- 
landes — Plan 10 06 — für das Kalenderjahr (zu- 
gleich Rechnungsjahr) 1959 vor: 

Personalausgaben für 

9 Beamte, 

23 Angestellte, 

4 Lohnempfänger 50 280 000 ffrs 
Sachausgaben . . 10 230 000 ffrs 60 510 000 ffrs 

Einnahmen 2 010 000 ffrs 

Zuschuß 58 500 000 ffrs 
Dies entspricht etwa 500 000 DM. 


Artikel 1 

Nr. 1 ist notwendig, weil das Gesetz über den Deut- 
schen Wetterdienst die bisher in die Anstalt über- 
geführten Wetterdienste nicht global erwähnt, son- 
dern einzeln aufführt. 

Nr. 2 trägt der jetzigen Geschäftsverteilung der 
Bundesregierung Rechnung. Es empfiehlt sich, die 
Befugnis des Bundeskanzleramtes, das Mitglied des 
Verwaltungsbeirats zu bestellen, das die Belange 
der Verteidigung wahrnimmt, dem Bundesminister 
für Verteidigung zu übertragen. Die zusätzliche Be- 
stellung eines Vertreters des Bundesministers für 
Atomkernenergie und Wasserwirtschaft ist geboten, 
weil dem Deutschen Wetterdienst auch die Über- 
wachung der Atmosphäre auf radioaktive Beimen- 
gungen obliegt. 

Nr. 3 ändert verschiedene Verweisungen im Gesetz, 
um sicherzustellen, daß diese sich auch künftig nur 
auf die bisher übergeführten Wetterdienste bezie- 
hen; für den Wetterdienst des Saarlandes sollen in- 
soweit die Anpassungsvorschriften dieses Entwurfs 
gelten. 

Nr. 4 trifft die für die Übernahme des Personals 
notwendige besondere Regelung. 

Nr. 5 setzt als Zeitpunkt für den Übergang der 
Eigentums- und sonstigen Vermögensrechte auf den 
Bund den Tag der Überführung fest. 

Nr. 6 enthält eine Berichtigung. 


Artikel 2 

enthält die Berlin-Klausel. 


Artikel 3 

bestimmt das Inkrafttreten. Das Gesetz kann sofort 
nach seiner Verkündung in Kraft treten, weil das 
Überführungsdatum bereits in den Änderungen ent- 
I halten ist. 
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